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Umsetzung des 

„Magdeburger 

Kastenstandurteils“ in 

Hessen



Rückblick

Wie kam es überhaupt zum 

sog. „Magdeburger Urteil“?



Eine Rechtsstreitigkeit in Sachsen-Anhalt 

zwischen Landkreis (Veterinäramt) und 

Sauenhalter führte zum sog. 

„Magdeburger Kastenstandurteil“, …



…weil dieser Sauen in viel zu 

engen Kastenständen gehalten hat.

Quelle: Internet
Bild ohne Bezug zum 

konkreten Fall!



Auszug TierSchNutztV

§ 24 Besondere Anforderungen an Haltungseinrichtungen für 

Jungsauen und Sauen
(1) Jungsauen und Sauen dürfen nur in Haltungseinrichtungen gehalten werden, die den 

Anforderungen der

Absätze 2 bis 6 entsprechen.

(2) Bei Gruppenhaltung muss jede Seite der Bucht mindestens 280 Zentimeter, bei Gruppen mit 

weniger als

sechs Schweinen mindestens 240 Zentimeter lang sein.

(3) Bei Einzelhaltung darf der Liegebereich für Jungsauen und Sauen nicht über Teilflächen 

hinaus perforiert sein,

durch die Restfutter fallen oder Kot oder Harn durchgetreten werden oder abfließen kann.

(4) Kastenstände müssen so beschaffen sein, dass
1. die Schweine sich nicht verletzen können und

2. jedes Schwein ungehindert aufstehen, sich hinlegen sowie den Kopf und 

in Seitenlage die Gliedmaßen ausstrecken kann.



Danach eine Ebene höher…

…und wir hatten die Bestätigung des 

„Magdeburger Urteils“ durch das 

Bundesverwaltungsgericht (08.11.2016). 

Quelle: Internet



Das heißt:

Das Magdeburger Urteil wurde im 

November 2016 vom 

Bundesverwaltungsgericht bestätigt.

„Es muss jedem Schwein entsprechend 

seiner Größe möglich sein, im 

Kastenstand jederzeit ungehindert in 

Seitenlage mit ausgestreckten 

Gliedmaßen zu ruhen (ohne dabei an ein 

Hindernis zu stoßen)“.



Und noch konkreter:

Darauf aufbauend betonte das BVerwG, dass 

damit insbesondere eine Kastenstandhaltung, 

bei der ein Schwein seine Gliedmaßen in einen 

benachbarten Kastenstand hineinstrecken 

müsse und daran aber zumindest zeitweise 

durch ein dort befindliches Schwein gehindert 

sein könne, unzulässig sei.

Im Klartext:

Nachbarsauen sind jetzt Hindernisse!



Und jetzt?
- Keine Übergangsfristen, da bestehendes 

Recht.

- Wortlaut bereits seit 1992 so existent. 
(damals noch Schweinehaltungsverordnung)

- In (fast) allen Sauenbetrieben gibt es 

Handlungsbedarf im Deckabteil, da die 

bisher üblicherweise praktizierte Haltung 

der Sauen (Kastenstandbreiten von 60-

75 cm) nun einen rechtswidrigen 

Zustand darstellt.



Der rechtswidrige Zustand und mögliche 

Abhilfemaßnahmen laut Urteilsbegründung:

- Kastenstandbreite entspricht 

Höhe der Sau

- Nachbarkastenstände bleiben 

unbelegt

- Neben jedem Kastenstand bleibt 

eine Lücke von ca. 30 cm

- Gruppenhaltung im DZ 
(mit OVG-Urteil konformen 

„Besamungsständen“)



Ein großes Dilemma entstand!

- Veterinärbehörden müssen handeln.

- Immer wieder wird auf die Garantenstellung 

der Amtsveterinäre hingewiesen.

- Alle Änderungsvorschläge sind mit hohen 

Kosten, der Abstockung der Herde (bis zu 

50%) verbunden bzw. sind nicht praktikabel 

(vorhandene Fläche, Umdreher etc.).

- Keine Planungssicherheit



Hessen als „Vorreiter“

Bundesweit erster Erlass

als Reaktion auf das 

Kastenstandurteil kam aus Hessen

(16.12.2016)



Auszug aus Hessen-Erlass

„Da der Tierhalter entsprechend den Entscheidungsgründen des Urteils im Rahmen

des §24 TierSchNutztV die Wahl zwischen verschiedenen

Ausgestaltungsmöglichkeiten von Kastenständen hat, rege ich zu dessen 

Umsetzung in Hessen eine Vorgehensweise im Sinne der 

Entscheidungsgründe des OVG-Urteils unter Berücksichtigung der seitens

zweier Projetktgruppen der Arbeitsgruppe Tierschutz erstellten (…) Unterlage

„Entscheidungsbaum Kastenstände“ an.“





Auszug aus Hessen-Erlass

„Sofern die Kastenstandhaltung in einem Betrieb nicht den Vorgaben des § 24 

TierSchNutztV bzw. dem o.g. Urteil des OVG entspricht, hat der Tierhalter 

unverzüglich mit der Entwicklung eines Konzeptes zur Herstellung eines 

rechtskonformen Zustands in seiner Betriebsstätte zu beginnen und dieses 

innerhalb von 6 Monaten, in begründeten Ausnahmefällen innerhalb 

von 12 Monaten, vorzulegen.

Anhand dessen sind die notwendigen Maßnahmen im Einzelfall unter dem 

Grundsatz der Verhältnismäßigkeit anzuordnen.“

Verhältnismäßigkeit bedeutet Berücksichtigung von…

…der Situation vor Ort/ Bauhülle etc.

…der wirtschaftlichen Situation (Liquidität, Födermaßnahmen)

…erforderlichen Genehmigungen (Baurecht, BImSchG)

…der bisherigen Zuverlässigkeit des Tierhalters



Reaktionen auf Hessen-Erlass

• HBV 9.1.17:

„Hessens Sauenhalter vor dem Aus!“

• Top Agrar online 3.1.17:

„Kastenstandurteil: Hessen verlangt 

Umbaukonzept innerhalb von 6 Monaten!“

• SUS online 3.1.17:
„Ferkelerzeuger in Hessen sind geschockt. Per 

Erlass will Hessen übliche Kastenstände 

verbieten.“



Hessischer Erlass

• Fordert Konzept innerhalb einer Frist

• Frist beginnt mit Anschreiben an die Halter
(nicht mit Datum des Erlasses vom 16.12.2016)

• Bezieht sich rein auf das Magdeburger 

Urteil inkl. der Entscheidungsgründe

• Berücksichtigt nicht eine evtl. Änderung 

der TierSchNutztV



Hessischer Erlass

• Verlangt Konzepte über das „Wie“

• Ausübung von Ermessen bei der 

Konzeptprüfung im Einzelfall

• Berücksichtigung der 

Verhältnismäßigkeit im Einzelfall



Ablaufplan
Vet.-Amt schreibt alle betroffenen Sauenhalter an und 

überprüft Vor-Ort die Haltung

Tierhalter erstellt Konzept (zusammen mit Beratern), um 

rechtskonforme Haltung herzustellen (nach OVG-Urteil) 

Fristgemäßes Einreichen des Konzeptes beim Vet.-Amt

Entscheidung über das Konzept unter Berücksichtigung der

Verhältnismäßigkeit (individuell)

Umbau/Neubau/… innerhalb der individuellen Frist



Vorgehen LK Hersfeld-

Rotenburg

• Anschreiben der 

betroffenen 

Sauenhalter Ende 

Juni 2017

• Frist läuft am 

31.12.2017 (bzw. am 

30.06.2018 ab)



Feststellungen

• Eine verhältnismäßige Änderung des 

Haltungssystems ist „auf die Schnelle“ 

nicht zu verwirklichen.

• Es stellen sich die Fragen:

„Wie soll überhaupt beraten werden?“

„Warum Konzepte erarbeiten, die man evtl. nach 

Änderung der TierSchNutztV überhaupt nicht 

mehr benötigt?“



Forderungen von Seiten der 

Sauenhalter
• ganzheitliches Konzept für bestehende 

Stallungen und Neubauten mit 

entsprechenden Übergangsfristen

• Schnelle Rechts- und Planungssicherheit

• Keine Behördenwillkür

• Kein starker Strukturwandel

• Keine Verlagerung der Ferkelerzeugung ins 

Ausland



Ausgang offen

• Änderung der TierSchutzNutztV?

-BMEL-Eckpunktepapier (August 2017)

-Entschließungsantrag Niedersachsen 
(August 2017 - zur Abstimmung im Bundesrat kam es nicht)

• Rechtsgutachten von Greenpeace

• Normenkontrollklage Berlin?

• Jamaika-Koalition / Neuwahlen?

Folge: „alle hängen in der Luft!“



Eckpunktepapier BMEL

• Gruppenhaltung mit max. 8 

Tagen Fixierung

• Vorgaben zu künftigen 

Kastenstandbreiten

• Übergangsfrist 15 (17) Jahre

• Von „Gliedmaßen ungehindert 

austrecken“ ist keine Rede 

mehr

• Während Übergangsfrist 

könnten heutige 

üblicherweise genutzte 

Kastenstandbreiten 

beibehalten werden



Niedersächsischer 

Entschließungsantrag zur 

Änderung der TierSchutzNutztV

• Bundesratsinitiative

• „Der Bundesrat möge beschließen…“



Niedersächsischer 

Entschließungsantrag zur 

Änderung der TierSchutzNutztV

• Gruppenhaltung mit max. 5 Tagen Fixierung (max. 8 

Tage bei getrenntem Freß- / Liegebereich)

• Übergangsfrist 10 (12/15) Jahre für bestehende 

Bauten

• Kastenstandbreite mindestens Widerristhöhe abzügl. 

15%

• Während Übergangsfrist können Sauen weiterhin in 

heutigen Kastenständen gehalten werden



Normenkontrollklage

TopAgrar online vom 26.09.17

„Das Land Berlin hat heute beschlossen, eine 

Normenkontrollklage beim Bundesverfassungsgericht 

gegen die Mindeststandards in der Schweinehaltung 

einzureichen. 

SPD und Linke folgen einem Vorstoß der Grünen in 

der gemeinsamen Senatsregierung. 

Damit beginnt ein Verfahren, dass sich über mehrere 

Jahre hinziehen kann.“



Vielen Dank für Ihre 

Aufmerksamkeit


